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Sehr geehrte Mandanten,

stellen Sie sich vor, Sie müssten nur noch arbeiten, wenn auch das

Finanzamt arbeitet. Wäre das nicht ein Traum? Zumindest von Seiten

des Finanzamtes scheint dieser Gedanke nicht komplett abwegig zu

sein.

In einem beim BFH anhängigen Verfahren (Az: VI R 37/17) geht es im

Wesentlichen um die Frage, ob ein nicht steuerlich beratener Steu-

erpflichtiger eine Festsetzungsfrist zur Antragsveranlagung auch dann

wahren kann, wenn er die Steuererklärung innerhalb der Frist bei einem

nicht zuständigen Finanzamt einreicht.

Das FG Köln (Az: 1 K 1637/14) hat dies bejaht. Die Richter sind der Mei-

nung, dass die Finanzverwaltung einem steuerlich nicht beratenen Bür-

ger nicht die Unzuständigkeit eines Amtes vorhalten kann, wenn sie

selbst nach außen als einheitliche Verwaltung auftritt.

In erster Linie war also zu klären, ob die Frist auch bei einem nicht

zuständigen Finanzamt gewahrt werden kann. Darüber hinaus findet

sich in der Rechtsfrage aber noch ein weiterer Punkt: Es soll näm-

lich auch geklärt werden, ob es zur Fristwahrung ausreicht, wenn

der Antrag am Tag des Fristablaufs bis 24 Uhr beim (unzuständigen)

Finanzamt eingeworfen wird, oder ob eine wirksame Antragstellung

nur zu den behördenüblichen Öffnungszeiten erfolgen kann.

Bevor Sie jedoch nun komplett Ihre Arbeit einstellen wollen, würden

wir an dieser Stelle sicherheitshalber noch die Entscheidung des BFH

abwarten wollen...

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Norbert Hönisch, Jörg Ruben und Axel Klingner

Steuerberater
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.01.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.01. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Januar 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Januar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.01.2018.

Verzicht auf ein Privatdarlehen: Kein Verlust aus 
Kapitalvermögen

Wird ein privates Darlehen an einen Dritten vergeben, sind die dar-

aus entstehenden Zinsen Einkünfte aus Kapitalvermögen, für die die 

Abgeltungsteuer gilt. In Sonderfällen kommt jedoch der persönliche 

Steuersatz zum Zug. Anfallende Werbungskosten sind grundsätzlich 

mit dem Sparer-Pauschbetrag abgegolten.

Wird bei Kapitalanlagen einen Verlust erlitten, ist dieser zwar grund-

sätzlich steuerlich relevant. Anders sieht es jedoch aus, wenn der Ver-

lust durch eigenes Handeln aktiv herbeigeführt wird. Dies ist dann der 

Fall, wenn auf die Forderung aus dem Privatdarlehen freiwillig verzich-

tet wird.

Mit einem solchen Vorgang hatte sich das Finanzgericht Rheinland-

Pfalz zu beschäftigen. Im konkreten Fall hatte der Steuerpflichtige 

nach nur 20 Monaten Kreditlaufzeit auf 90% der Summe eines privat 

gewährten Darlehens an eine Kapitalgesellschaft einschließlich Zinsen 

verzichtet, weil das Unternehmen in finanziellen Schwierigkeiten war. 

Den verlorenen Geldbetrag wollte er mit positiven Kapitaleinkünften 

aus anderen Geldanlagen verrechnen.

Finanzgericht und Finanzamt waren hier anderer Meinung. Der Ansatz 

von Verlusten aus Kapitalanlagen und Anlagegeschäften ist nur dann 

möglich, wenn es sich um einen Veräußerungsverlust handelt. Eine 

Veräußerung fand aber gerade nicht statt. Die Forderung wurde nicht 

mit Verlust verkauft, sondern durch den Steuerpflichtigen freiwillig 

aufgegeben.

Erschwerend kam für die Richter hinzu, dass keine Sicherheiten verein-

bart wurden, obwohl sich das Unternehmen zum Zeitpunkt der Dar-

lehensgewährung bereits in erheblichen finanziellen Schwierigkeiten 

befunden haben muss. Deshalb scheidet der Abzug des Verlustes aus.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz vom 12.7.2016, 3 K 1133/14

Kindergeld: Aufhebung bei Doppelzahlungen

Wird ein Angestellter verbeamtet – was beispielsweise bei Lehrern 

vorkommen kann – ändert sich die zuständige Familienkasse. Die jetzt 

nicht mehr zuständige Familienkasse der Arbeitsagentur darf dann die 

Kindergeldfestsetzung aufheben.

Was eigentlich logisch klingt, wurde bis zum BFH durchgefochten. 

Auch dieser bestätigte nun aber, dass es nicht doppelt Kindergeld 

gibt und bestätigte dabei auch, dass die fünfjährige Festsetzungsfrist 

aufgrund leichtfertiger Steuerverkürzung nicht endet, bevor die Ver-

folgung der Steuerordnungswidrigkeit verjährt. Und diese beginnt erst 

mit der letztmals zu Unrecht erlangten Kindergeldzahlung.

Dieser Fall liegt der Entscheidung zugrunde:

Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) ist seit Mai 1995 als Lehrkraft 

beim Land Schleswig-Holstein beschäftigt. Er war zunächst zeitlich 

befristet im Angestelltenverhältnis tätig und wurde mit Wirkung zum 

1. November 1999 verbeamtet. Er ist verheiratet und Vater der im Fe-

bruar 1996 ehelich geborenen Tochter A. Die beklagte und revisions-

beklagte Familienkasse des Arbeitsamtes (Familienkasse) bewilligte 

Kindergeld, das der Kläger im Februar 1996 mit Zustimmung seiner 

Ehefrau beantragt hatte. Dabei ging die Familienkasse aufgrund ei-

ner telefonischen Mitteilung der Gattin des Klägers davon aus, dass 

der Zeitvertrag des Klägers mit dem Land Schleswig-Holstein zum 31. 

März 1996 auslaufen würde. Tatsächlich wurde das Arbeitsverhältnis 

des Klägers jedoch verlängert.
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Im Anschluss an seine Verbeamtung erhielt der Kläger Kindergeld 

für A auch vom Dienstherrn. Diese Zahlungen wurden in den jewei-

ligen Gehaltsbescheinigungen aufgeführt und erfolgten nach den 

Feststellungen des Finanzgerichts (FG) ohne Antrag des Klägers und 

ohne formelle Kindergeldfestsetzung. Eine vom Kläger im November 

2000 beim Dienstherrn eingereichte Erklärung zum Familienzuschlag 

enthielt unter der Rubrik „Kinder“ Angaben zum Namen und zum Ge-

burtsdatum der Tochter, zum Kindschaftsverhältnis und zur Zahlung 

des Kindergeldes an den Kläger.

Die Verbeamtung des Klägers blieb der Familienkasse unbekannt. Sie 

zahlte weiterhin Kindergeld für A, so dass der Kläger dieses ab No-

vember 1999 zweifach vereinnahmte. Die Doppelzahlungen wurden 

erst im August 2008 durch einen vom Bundesrechnungshof initiierten 

Datenabgleich aufgedeckt und sowohl dem Dienstherrn als auch der 

Familienkasse zur Kenntnis gebracht.

BFH, Urteil vom 6.4.2017, III R 33/15

Elterngeld Plus: Keine Partnerschaftsbonusmonate, 
wenn Erwerbstätigkeit nicht in rechtlich zulässiger 
Weise reduziert wird

Eltern, die beim Bezug von Elterngeld Plus gemeinsam den viermona-

tigen Partnerschaftsbonus in Anspruch nehmen wollen, müssen beide 

gleichzeitig die Erwerbstätigkeit in zulässiger Weise auf 25 bis 30 Wo-

chenstunden reduzieren. Wer durchgehend unverändert „offiziell“ voll 

arbeitet und volles Gehalt bezieht, kann nicht durch eine unzulässige 

Reduzierung der Arbeits- oder Ausbildungszeit die Voraussetzungen 

des Partnerschaftsbonus herbeiführen. Dies hat das Landessozialge-

richt (LSG) Baden-Württemberg entschieden.

Die klagenden Eheleute wurden im Januar 2016 Eltern einer Tochter. 

Sie beantragten Elterngeld, unter anderem in Form des viermonati-

gen Partnerschaftsbonus für den neunten bis zwölften Lebensmonat 

der Tochter. Die Ehefrau reduzierte ihre Erwerbstätigkeit in diesem 

Zeitraum von 40 auf 30 Stunden/Woche. Der Ehemann befand sich 

in Ausbildung (Studium für den gehobenen Verwaltungsdienst), de-

ren Umfang nach der Arbeitgeberbescheinigung des Landesamts für 

Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg durchgehend und 

unverändert 41 Wochenstunden betrug. Die beklagte Elterngeldstelle 

(Landeskreditbank Baden-Württemberg) lehnte den Partnerschafts-

bonus ab. Der Ehemann machte geltend, als Auszubildender könne er 

nicht als voll beschäftigt angesehen werden.

Widerspruch und Klage blieben erfolglos. Auch das LSG folgte der Ar-

gumentation der Eheleute nicht und gab der Landeskreditbank Recht. 

Die neue Regelung im Elterngeldrecht solle die Förderung von Eltern 

verbessern, die sich nach der Geburt gemeinsam um das Kind küm-

mern und dafür zeitweise die Berufstätigkeit reduzieren und in Teilzeit 

erwerbstätig sind. Auch der zur Berufsausbildung beschäftigte Ehe-

mann sei zwar als Arbeitnehmer im Sinne des Elterngeldrechts anzu-

sehen. Entscheidend sei aber, dass die Berufstätigkeit tatsächlich und 

auch in einer rechtlich zulässigen Weise reduziert werden muss.

Damit ließ das Gericht das Argument des Ehemannes nicht gelten, sein 

Stundenplan an der Hochschule umfasse nur 26 Wochenstunden und 

mehr mache er nicht. Da er offiziell 41 Wochenstunden in Ausbildung 

sei und nicht zeitlich reduziert und auch durchgehend das volle Gehalt 

bekommen habe, bestehe kein Anspruch auf die Partnerschaftsbonus-

monate für die Eheleute, so das LSG abschließend.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 07.11.2017, L 11 

EG 2662/17

Zweitwohnungssteuer: Liegt die „Wasserstelle“  
930 Meter entfernt, fehlt die Mindestausstattung

Grundsätzlich müssen Wohnungen im Sinne des Zweitwohnungssteu-

errechts selbst keine konkrete Mindestausstattung aufweisen (etwa 

Kochgelegenheit, Trink- und Abwasser, Strom und Heizung), um als 

„Zweitwohnung“ angesehen werden zu können. Es reicht aus, wenn 

entsprechenden Einrichtungen in „vertretbarer Nähe“ zur Verfügung 

stehen. Davon ist allerdings nicht auszugehen, wenn ein Bungalow mit 

seinem Trinkwasseranschluss nicht an eine Gemeinschaftsanlage an-

geschlossen ist und der sich etwa 930 Meter entfernt vom Grundstück 

befindet. 

Wegen dieser Entfernung kann keine „in vertretbarer Nähe zur Verfü-

gung stehende Einrichtung“ zur Trinkwasserversorgung angenommen 

werden, so das OVG Sachsen. Allein die Möglichkeit, den Bungalow 

zum Wohnen zu nutzen, bedeute nicht ohne weiteres, dass die Nut-
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zung der Trinkwasserentnahmestelle „zumutbar“ sei. Zweitwohnungs-

steuer darf deshalb für diese Wohnung nicht erhoben werden. 

OVG Sachsen-Anhalt, 4 L 55/13 vom 03.04.2013

Vermieter muss in gewissem Umfang Bescheinigung 
über haushaltsnahe Dienstleistungen erteilen

Ein Mieter kann von seinem Vermieter beanspruchen, in einer Be-

triebskostenabrechnung bestimmte Kosten so aufzuschlüsseln, dass 

der Mieter zum Zwecke der Steuerersparnis gegenüber dem Finanz-

amt haushaltsnahe Dienstleistungen in Abzug bringen kann. Dies stellt 

das Landgericht (LG) Berlin klar. In dem entschiedenen Fall müsse der 

Vermieter die Betriebskostenabrechnung so erstellen, dass bestimmte 

Nebenkosten sowie Kosten für Frisch- und Schmutzwasser nach ein-

zelnen Beträgen und zugrunde liegenden Leistungen aufgeschlüsselt 

werden. 

Die Parteien des Rechtsstreits hatten im Jahr 2014 einen Mietvertrag 

über eine Wohnung in Berlin-Charlottenburg geschlossen. Wie häu-

fig war der Mieter auch hier verpflichtet, auf die Kosten für Heiz- und 

Betriebskosten Vorauszahlungen zu leisten, über die dann perioden-

gerecht abzurechnen war. In der Klausel § 3 Nr. 4 des Mietvertrages 

war vereinbart, dass der Vermieter nicht verpflichtet sei, dem Mieter 

eine Bescheinigung über haushaltsnahe Dienstleistungen auszustel-

len. Mit seiner Klage nahm der Mieter den Vermieter dennoch darauf 

in Anspruch, ihm für das Jahr 2014 eine solche Bescheinigung auszu-

stellen, hilfsweise zumindest verschiedene Positionen, die Frisch- und 

Schmutzwasser und sonstige Nebenkosten betrafen, nach einzelnen 

Leistungen und Beträgen aufzuschlüsseln. 

Das LG Berlin gab dem Mieter hinsichtlich des eingeschränkten Hilfs-

klageantrages Recht, nachdem das Amtsgericht Charlottenburg in 

erster Instanz noch die Klage insgesamt abgewiesen hatte. Der Mieter 

habe das Recht, zumindest eine Betriebskostenabrechnung von dem 

Vermieter zu verlangen, anhand derer sich die Beträge ermitteln lie-

ßen, die für haushaltsnahe Dienstleistungen erbracht worden seien. 

Der Vermieter müsse zwar weder eine „Steuerbescheinigung nach § 

35a Einkommensteuergesetz“ erteilen noch gewissermaßen steuerbe-

ratend tätig werden und einzelne Betriebskostenarten ausdrücklich als 

Aufwendungen „für haushaltsnahe Dienstleistungen“ einordnen und 

bezeichnen. Der Mieter müsse jedoch die Möglichkeit erhalten, selbst 

anhand der Betriebskostenabrechnung zu ermitteln, welche Dienst-

leistungen erbracht und welche Beträge dafür aufgewendet worden 

sind. Dafür sei erforderlich, dass Pauschalrechnungen aufgeschlüsselt 

und der Anteil der Dienstleistungen ausgewiesen werden. 

Dem Mieter sei nicht zuzumuten, selbst anhand der Geschäftsunterla-

gen bei der Hausverwaltung die Einzelrechnungen zusammenzustellen 

und zuzuordnen. Dies obliege vielmehr dem Vermieter. Für ihn falle 

kaum messbarer zusätzlicher Aufwand an, wenn er die Betriebskos-

tenabrechnung erstelle beziehungsweise erstellen lasse und in diesem 

Rahmen die zuvor beschriebenen Erläuterungen in die Abrechnung mit 

aufgenommen würden. Dieser Verpflichtung könne sich der Vermieter 

nicht durch die Klausel in § 3 Nr. 4 des Mietvertrages entziehen. Eine 

solche Klausel benachteilige den Mieter unangemessen und sei zudem 

als überraschende Regelung unwirksam. 

Landgericht Berlin, Urteil vom 18.10.2017, 18 S 339/16

BMF-Schreiben gibt Aufschluss, was zu  
anschaffungsnahen Herstellungskosten zählt

In einem aktuellen Schreiben behandelt das Bundesfinanzministerium 

(BMF) die Frage, was zu den anschaffungsnahen Herstellungskosten 

im Sinne von § 6 Absatz 1 Nr. 1a  Einkommensteuergesetz (EStG) zählt 

und nimmt dabei Bezug auf die neuere Rechtsprechung des Bundesfi-

nanzhofes (BFH).

Der BFH hat mit Urteilen vom 14.06.2016 (IX R 25/14, IX R 15/15 und 

IX R 22/15) entschieden, dass zu den anschaffungsnahen Herstellungs-

kosten nach § 6 Absatz 1 Nr. 1a in Verbindung mit § 9 Absatz 5 Satz 2 

EStG sämtliche Aufwendungen für bauliche Maßnahmen gehören, die 

im Rahmen einer Instandsetzung und Modernisierung im Zusammen-

hang mit der Anschaffung des Gebäudes anfallen. Dazu zählen sowohl 

originäre Aufwendungen zur Herstellung der Betriebsbereitschaft 

durch Wiederherstellung funktionsuntüchtiger Gebäudeteile sowie 

Aufwendungen für eine über den ursprünglichen Zustand hinausge-

hende wesentliche Verbesserung des Gebäudes im Sinne des § 255 

Absatz 2 Satz 1 Handelsgesetzbuch als auch Schönheitsreparaturen. 

Soweit der BFH bisher bei Schönheitsreparaturen einen engen räumli-

chen, zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit den Modernisie-
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rungs- und Instandsetzungsmaßnahmen gefordert hatte, hält er daran 

nicht mehr fest. 

Der BFH hat zudem klargestellt, dass bei der Prüfung, ob die Aufwen-

dungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen zu an-

schaffungsnahen Herstellungskosten im Sinne von § 6 Absatz 1 Nr. 1a 

EStG führen, bei einem aus mehreren Einheiten bestehenden Gebäude 

nicht auf das gesamte Gebäude, sondern auf den jeweiligen selbst-

ständigen Gebäudeteil abzustellen ist, wenn das Gesamtgebäude in 

unterschiedlicher Weise genutzt wird. Maßgeblich ist insoweit, ob die 

einzelnen Gebäudeteile in verschiedenen Nutzungs- und Funktionszu-

sammenhängen stehen.

Wie das BMF jetzt bekannt gibt, sind die Grundsätze der BFH-Urteile 

– unter Beachtung des § 176 Absatz 1 Nr. 3 Abgabenordnung – in allen 

offenen Fällen anzuwenden. Es werde jedoch nicht beanstandet, wenn 

auf Antrag des Steuerpflichtigen abweichend hiervon die bisherige 

BFH-Rechtsprechung zur Behandlung der Schönheitsreparaturen im 

Zusammenhang mit anschaffungsnahen Herstellungskosten und die 

bisher von der Finanzverwaltung vertretene Rechtsauffassung, dass 

eine gebäudebezogene Prüfung der Aufwendungen nach § 6 Absatz 

1 Nr. 1a EStG vorzunehmen ist, auf Sachverhalte weiter angewendet 

wird, bei denen der Kaufvertrag beziehungsweise ein ihm gleichste-

hender Rechtsakt vor dem 01.01.2017 abgeschlossen wurde. 

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 20.10.2017, IV C 1 - S 2171-

c/09/10004 :006

Unterhaltsverfahren: Falschangaben können  
Unterhaltsanspruch kosten

Nach einer Trennung kann der bedürftige Ehegatte Unterhalt vom 

ehemaligen Partner verlangen, wenn dieser über mehr Einkommen 

als der andere verfügt. Kommt es zu Streit hierüber, entscheidet das 

Familiengericht. Dieses kann aber auch einem eigentlich Berechtigten 

Unterhalt versagen, wenn er im Prozess nicht die Wahrheit sagt, indem 

er zum Beispiel eigenes Einkommen verschweigt, wie das Oberlandes-

gericht (OLG) Oldenburg entschieden hat. 

Die Ehefrau hatte nach der Trennung einen Minijob angenommen. In 

einem Verfahren vor dem Amtsgericht Aurich verlangte sie Trennungs-

unterhalt von ihrem Mann, verschwieg aber, dass sie eigene, wenn 

auch geringe, Einkünfte hatte. Auf den Hinweis des Gerichts, dass nicht 

plausibel sei, wovon sie lebe, erklärte sie, Verwandte würden ihr Geld 

leihen, das sie aber zurückzahlen müsse.

Der Ehemann hatte indes inzwischen erfahren, dass seine Frau einer 

Arbeit nachging. Er wies im Prozess darauf hin und konnte sogar eine 

Zeugin benennen. Die Frau musste ihre Angaben korrigieren.

Das OLG Oldenburg hat daraufhin einen Unterhaltsanspruch der ei-

gentlich unterhaltsberechtigten Frau verneint. Vor Gericht sei man zur 

Wahrheit verpflichtet. Hinzu komme, dass das unterhaltsrechtliche 

Verhältnis zwischen Eheleuten in besonderem Maße durch die Grund-

sätze von Treu und Glauben beherrscht sei. Eine Inanspruchnahme des 

Mannes trotz der falschen Angabe wäre daher grob unbillig.

Die Versagung des Unterhaltsanspruchs treffe die Frau auch nicht 

unangemessen hart. Es könne von ihr erwartet werden, dass sie ihre 

Teilzeitbeschäftigung ausdehne und für ihren eignen Lebensunterhalt 

sorge, so das OLG. 

Oberlandesgericht Oldenburg, Hinweisbeschluss vom 30.07.2017 und 

Beschluss vom 22.08.2017, 3 UF 92/17, rechtskräftig

Testament: Ausnahmsweise kann auch eine  
„Oberschrift“ gültig sein

Das Kammergericht Berlin hat entschieden, das auch handschriftliche 

Ergänzungen im Testament wirksam sein können, ohne dass sie jeweils 

einzeln unterschrieben wurden. 

Es sei entscheidend, dass der Erblasser eventuelle spätere Änderungen 

seines letzten Willens in der Testamentsurkunde angekündigt hat. Hat 

eine Frau am oberen Rand ihres Testaments mit Datum vermerkt, dass 

sie nachträglich Änderungen und Streichungen vorgenommen hat, 

die einzelnen Änderungen aber nicht unterschrieben, so können sie 

dennoch wirksam sein. Die ursprüngliche Testamentsunterschrift der 

Dame decke ausnahmsweise die nachträglich angebrachten Zusätze. 

Mit dieser so genannten „Oberschrift“ seien die Änderungen in diesem 

Fall erkennbar gedeckt. 

KG Berlin, 6 W 97/16
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Abgasskandal: OLG klärt Zuständigkeit für  
Schadenersatzansprüche im Zusammenhang mit 
Aktieninvestitionen

Das Oberlandesgericht (OLG) Braunschweig hat mit Beschlüssen zur 

Abgas-Thematik zur Zuständigkeit für Schadenersatzansprüche im Zu-

sammenhang Aktieninvestitionen entschieden.

Zur Entscheidung standen Verfahren, in welchen neben der Volkswa-

gen AG zugleich die Porsche Automobil Holding SE verklagt war. Das 

OLG Braunschweig hat entschieden, dass das LG Stuttgart – nicht das 

LG Braunschweig – gemäß § 32b Absatz 1 Nr. 1 Zivilprozessordnung 

(ZPO) für Klagen von Anlegern zuständig ist, die erstens wegen des 

Erwerbs von Aktien der Porsche Automobil Holding SE mit Sitz in 

Stuttgart, zweitens unter Berufung auf falsche, irreführende oder un-

terlassene Kapitalmarktinformationen im Zusammenhang mit der Ab-

gasthematik und drittens Schadenersatz nicht nur von der Volkswagen 

AG sondern zugleich von der Porsche Automobil Holding SE begehren.

Maßgeblich sei der Sitz des Emittenten des betroffenen Wertpapiers. 

Diese Zuständigkeit ergebe sich insbesondere aus dem Gesetzeswort-

laut, der daran anknüpfe, wessen Wertpapier Gegenstand der fehlge-

schlagenen Kapitalanlage sei. Ein solches Verständnis entspreche auch 

dem Sinn und Zweck des § 32b ZPO. Ziel der Vorschrift sei es, Verfah-

ren an dem Ort zu bündeln, an dem die Beweisaufnahme in der Regel 

am leichtesten durchgeführt werden könne. Dies sei am Sitz des die 

Wertpapiere ausgebenden Unternehmens. Hiervon könne nicht auf-

grund von Besonderheiten des Einzelfalles abgewichen werden. Dem 

Gesetzgeber sei ausweislich systematischer Erwägungen und der Ge-

setzesbegründung zum Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz auch 

bewusst, dass im Anwendungsbereich des § 32b ZPO innerhalb eines 

einheitlichen Lebenssachverhaltes unterschiedliche Zuständigkeiten 

für Anlegerklagen entstehen könnten.

Soweit innerhalb einer Klage Schadenersatzansprüche wegen Inves-

titionen in Porsche-Aktien einerseits und Aktien der Volkswagen AG 

mit Sitz in Wolfsburg andererseits kombiniert worden sind, sei ausge-

hend von diesen Grundsätzen weder das LG Braunschweig noch das LG 

Stuttgart insgesamt örtlich zuständig. Vielmehr könnte in solchen Fäl-

len eine Trennung des Verfahrens und die Verweisung der Klage – so-

weit diese im Zusammenhang mit der Anlage in Porsche-Aktien steht 

und ein Verweisungsantrag gestellt wird – an das LG Stuttgart geboten 

sein. Aufgrund dieser Erwägungen hat das OLG Braunschweig in zwei 

weiteren Verfahren den Antrag auf Bestimmung eines für sämtliche 

Ansprüche zuständigen Gerichts zurückgewiesen.

Oberlandesgericht Braunschweig, Beschlüsse vom 27.10.2017, 1 W 

32/17 und 1 W 33/17 sowie 1 W 31/17 und 1 W 35/17

Kommission prüft Folgen der neuen Kapital- und 
Aufsichtsregeln für Banken

Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht hat am 07.12.2017 Änderun-

gen und Verschärfungen der internationalen Kapital- und Aufsichts-

regeln für Banken gebilligt (Basel IV). Ziel ist, die Reformen nach der 

Weltfinanzkrise abzuschließen. Das Abkommen wird nun Gegenstand 

einer eingehenden Konsultation und Folgenabschätzung durch die 

Kommission sein, um die Folgen für die EU-Wirtschaft zu bewerten, 

bevor es in EU-Recht umgesetzt werden kann.

„Die vom Baseler Ausschuss beschlossenen Maßnahmen stellen den 

letzten wichtigen Baustein der Reform der Regulierung dar, die im 

Zuge der Finanzkrise eingeleitet wurde. Die Kommission wird nun eine 

gründliche und detaillierte Folgenabschätzung vornehmen“, erklärte 

Vizepräsident Valdis Dombrovskis.

EU-Kommission, Pressemitteilung vom 08.12.2017

BGH entscheidet über Rechtsbeschwerden im  
Zusammenhang mit der Emission des“X1 Global 
Index Zertifikat“

Der u.a. für das gesetzlich geregelte Prospekthaftungsrecht zuständige 

XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat über die Rechtsbeschwer-

den von Anlegern gegen den Musterentscheid des Oberlandesgerichts 

Frankfurt am Main vom 22. April 2015 entschieden. Der Senatsbe-

schluss wurde am 15. November 2017 im Klageregister veröffentlicht.

Im Jahr 2006 emittierte die Musterbeklagte, eine in London ansässige 

Geschäftsbank, die Inhaberschuldverschreibung „X1 Global Index Zer-

tifikat“. Sie begab diese an institutionelle Ersterwerber, die sie im Wege 

des Zweiterwerbs an die Anleger vertrieben. Die Schuldverschreibun-

gen sind zwischenzeitlich wertlos. Seit dem Jahr 2011 erhoben zahlrei-
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che Anleger beim Landgericht Frankfurt am Main Schadensersatzklage 

gegen die Musterbeklagte. Im Musterverfahren vor dem Oberlandes-

gericht Frankfurt am Main haben die Anleger Fehler des bei Emission 

der Schuldverschreibung herausgegebenen Konditionenblatts geltend 

gemacht und sich auf eine vertragliche und deliktische Haftung der 

Musterbeklagten berufen.

Mit Musterentscheid vom 22. April 2015 hat das Oberlandesgericht 

die Feststellungsanträge zurückgewiesen. Gegen den Musterentscheid 

haben der Musterkläger und ein Beigeladener Rechtsbeschwerde ein-

gelegt, mit der sie zulässig nur noch einen angeblichen Fehler des Kon-

ditionenblatts geltend gemacht und sich zudem dagegen gewendet 

haben, dass das Oberlandesgericht dem zwischen der Musterbeklag-

ten und den Ersterwerbern geschlossenen Vertrag keine Schutzwir-

kung zugunsten der Anleger beigemessen hat.

Der XI. Zivilsenat hat entschieden, dass das Oberlandesgericht zu dem 

angeblichen Fehler des Konditionenblatts zu Recht keine Feststellun-

gen getroffen hat und auch zutreffend davon ausgegangen ist, dass 

der zwischen der Musterbeklagten und den institutionellen Ersterwer-

bern geschlossene Vertrag keine Schutzwirkung zugunsten der Anleger 

entfaltet. Zudem hat der Senat zu zahlreichen verfahrensrechtlichen 

Fragen des Kapitalanleger-Musterverfahrens entschieden.

BGH, Beschluss vom 19.9.2017, Az. XI ZB 17/15

Schäden durch Eiszapfen: Hauseigentümer haften 
nicht

Hauseigentümer haften nicht ohne besondere Umstände für Schäden 

durch Eiszapfen. Dies hat das Amtsgericht (AG) Frankfurt am Main 

entschieden.

Im entschiedenen Fall hatte ein Mieter sein Fahrzeug vor dem Haus 

des Vermieters geparkt. Die Motorhaube des geparkten Autos wurde 

durch einen herabfallenden Eiszapfen beschädigt. Der Eiszapfen wurde 

verursacht durch die Heizungsanlage, an deren Abzug kondensiertes 

Wasser fror.

Das Gericht entschied, dass Hauseigentümer nur dann haften, wenn 

ihnen der Vorwurf einer fahrlässigen Verletzung einer Verkehrssiche-

rungspflicht durch Unterlassen von Vorsichtsmaßnahmen gemacht 

werden kann. Grundsätzlich müsse es Personen überlassen bleiben, 

ihr Eigentum selbst durch Achtsamkeit zu schützen, weil vom Hausei-

gentümer Sicherheitsmaßregeln nur beim Vorliegen „besonderer Um-

stände“ verlangt werden können. Wann eine solche „besondere Lage“ 

vorliegt und welche Maßnahmen dann zu ergreifen sind, richte sich 

nach dem konkreten Fall.

Weil in der Vergangenheit keine ähnlich gelagerten Vorkommnisse an 

dem Gebäude vorgekommen sind, habe der Hauseigentümer nicht da-

mit rechnen müssen, dass sich aufgrund einer besonderen Wetterlage 

am Abzug der Heizungsanlage Wasser kondensiert und dabei ein Eis-

zapfen entsteht, welcher ein geparktes Fahrzeug beschädigt. Solch ein 

Schaden unterfalle dem allgemeinen Lebensrisiko, das den Absteller 

des Fahrzeugs treffe, so das AG Frankfurt. 

Amtsgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 02.06.2017, 33 C 860/17 

(76), rechtskräftig

Gemeinsame Grenzwand vor Nässe zu schützen: 
Eigentümer haftet für diesbezügliche Versäumnisse 
seines Bauunternehmers

Lässt ein Grundstückseigentümer ein Gebäude abreißen und wird 

dadurch eine gemeinsame Grenzwand zum Grundstücksnachbar der 

Witterung ausgesetzt, muss diese Grenzwand geschützt werden. Ver-

säumt dies der vom Eigentümer beauftragte Bauunternehmer, kann 

der Eigentümer dem Nachbarn zum Schadenersatz verpflichtet sein 

und nach den Vorschriften des Schuldrechts für ein Verschulden des 

Bauunternehmers einstehen zu haben. Das hat das Oberlandesgericht 

(OLG) Hamm unter Verweis auf die so genannte Erfüllungsgehilfen-

haftung gemäß § 278 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) entschieden.

Die Grundstücke der Parteien waren ursprünglich mit aneinander 

grenzenden Doppelhaushälften bebaut, die durch eine gemeinsame 

Giebelwand voneinander getrennt waren. Nach Erwerb Ihres Grund-

stücks ließen die Beklagten ihre Doppelhaushälfte durch einen Bau-

unternehmer abreißen und neu errichten. Im Zuge der Baumaßnahme 

wurde die gemeinsame Grenzwand freigelegt und war Witterungsein-

flüssen ausgesetzt. Infolge eindringender Feuchtigkeit kam es – wie ein 

Sachverständiger festgestellt hat – zur Schimmelbildung im Haus des 

Klägers, der seinen hierdurch erlittenen Schaden auf circa 10.500 Euro 

beziffert und von den Beklagten ersetzt verlangt. Die Beklagten haben 
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den Kläger an den beauftragten Bauunternehmer verwiesen, von dem 

der Kläger aufgrund zwischenzeitlich eingetretener Insolvenz aller-

dings keinen Schadenersatz erlangen konnte.

Das Landgericht (LG) hat die Klage abgewiesen. Es ging davon aus, 

dass auf das nachbarschaftliche Gemeinschaftsverhältnis der Parteien 

die Vorschriften des Schuldrechts nicht anzuwenden seien, sodass die 

Beklagten für ein Verschulden des Bauunternehmers nicht einzustehen 

hätten. Nach deliktsrechtlichen Vorschriften hafteten sie ebenfalls 

nicht, weil sie selbst nicht schuldhaft gehandelt hätten und der Bau-

unternehmer nicht ihr Verrichtungsgehilfe gewesen sei.

Die hiergegen eingelegte Berufung war erfolgreich. Das OLG Hamm 

hat dem Kläger den geltend gemachten Schadenersatzanspruch zuge-

sprochen. Anders als das LG hat es entschieden, dass die Beklagten für 

die vom Bauunternehmer pflichtwidrig unterlassenen Abdichtungs-

maßnahmen einzustehen haben. Das folge aus den im vorliegenden 

Fall anzuwendenden schuldrechtlichen Vorschriften einer Erfüllungs-

gehilfenhaftung. Zwar fehle im Verhältnis von Grundstücksnachbarn 

regelmäßig das für ein gesetzliches Schuldverhältnis typische Geflecht 

wechselseitiger Duldungs-, Mitwirkungs- und Leistungspflichten. Die 

zwischen Grundstücksnachbarn geltenden nachbarrechtlichen Vor-

schriften konkretisierten im Wesentlichen die Pflicht zur gegenseitigen 

Rücksichtnahme. Sie seien aber grundsätzlich keine Grundlage für die 

ein Schuldverhältnis kennzeichnenden Rechte und Pflichten.

Anders liege der Fall aber dann, wenn sich eine Pflichtverletzung auf 

eine gemeinschaftliche Grenzeinrichtung beziehe. Eine solche Grenz-

einrichtung stelle im vorliegenden Fall die gemeinsame Giebelwand 

dar. Sie sei dazu bestimmt, von jedem der beiden Nachbarn in Rich-

tung auf sein eigenes Grundstück benutzt zu werden. Das durch sie 

zwischen den Nachbarn begründete Rechtsverhältnis sei gesetzlich 

besonders geregelt. Eine derartige Wand stehe je zur Hälfte im Mitei-

gentum der beiden Nachbarn. Deswegen liege jedenfalls in Bezug auf 

die gemeinschaftliche Grenzeinrichtung ein gesetzliches Schuldver-

hältnis zwischen den Nachbarn vor, auf welches die schuldrechtlichen 

Vorschriften der Erfüllungsgehilfenhaftung anzuwenden seien.

Daraus folge, dass ein Geschädigter auch von seinem Grundstücks-

nachbar wegen eines schuldhaften Verhaltens des vom Nachbarn be-

auftragten Unternehmers Schadenersatz verlangen könne. Das Verhal-

ten des Unternehmers sei dem Grundstücksnachbar zuzurechnen. Der 

Nachbar könne den Geschädigten nicht auf die Schadloshaltung bei 

der Hilfsperson verweisen. Der den Bauunternehmer beauftragende 

Grundstücksnachbar und nicht der Geschädigte trage deswegen ein 

Insolvenzrisiko des Bauunternehmers. 

Das OLG hat die Revision zum Bundesgerichtshof zugelassen. Die 

Frage, ob die schuldrechtlichen Vorschriften auf nachbarliche Bezie-

hungen in Bezug auf eine gemeinschaftliche Grenzeinrichtung an-

zuwenden seien, sei höchstrichterlich noch nicht geklärt und habe 

grundsätzliche Bedeutung. 

Oberlandesgericht Hamm, Urteil vom 03.07.2017, 5 U 104/16, nicht 

rechtskräftig

Mietpreisbremse nicht durch Verwaltungsgerichte 
überprüfbar

Die Rechtmäßigkeit der Mietpreisbegrenzungsverordnung kann nach 

einem Urteil des Verwaltungsgerichts (VG) Berlin nicht durch die Ver-

waltungsgerichte überprüft werden.

Die Klägerin ist Miteigentümerin einer zur Zeit nicht vermieteten 

Wohnung in Berlin-Friedenau. Sie plant die Neuvermietung zu einem 

Mietzins, der ihren Angaben zufolge die Beschränkungen nach der am 

01.06.2015 in Kraft getretenen Mietpreisbegrenzungsverordnung des 

Landes Berlin übersteigen würde. Mit ihrer Klage begehrt sie die Fest-

stellung, bei der Neuvermietung einer Wohnung hieran nicht gebun-

den zu sein. Auf diesem Weg könne mit faktisch allgemeiner Gültigkeit 

geklärt werden, ob die Rechtsverordnung rechtmäßig sei. Sie könne 

keinen effektiven Rechtsschutz vor den Zivilgerichten erlangen, da sie 

ein solches Verfahren nicht selbst initiieren könne. Im Übrigen sei die 

Verordnung nichtig.

Das VG hat die Klage als unzulässig abgewiesen. Zwar könne unter 

bestimmten Voraussetzungen die atypische Feststellung begehrt wer-

den, dass wegen der Ungültigkeit oder der Unanwendbarkeit einer 

Rechtsnorm kein Rechtsverhältnis zu dem anderen Beteiligten be-

gründet sei. Voraussetzung hierfür sei aber unter anderem, dass effek-

tiver Rechtsschutz nur im Rechtsverhältnis zwischen Normgeber und 

Normadressat gewährt werden könne. Dies sei hier nicht der Fall. Um 

Rechtsschutz für Streitigkeiten der vorliegenden Art sei vorrangig vor 

den Zivilgerichten nachzusuchen. Dort könne die Klägerin sowohl eine 
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vertraglich vereinbarte Miete aktiv selbst einklagen als sich auch ge-

genüber Klagen wegen einer zu hohen Miete oder die Herausgabe von 

Mietzahlungen von Seiten ihrer Mieter zur Wehr setzen. 

Gegen das Urteil ist der Antrag auf Zulassung der Berufung möglich. 

Verwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 23.11.2017, VG 4 K 103.16

Private Krankenversicherungen dürfen  
Kostenerstattung für künstliche Befruchtung nicht 
auf verheiratete Paare beschränken

Private Krankenversicherungen dürfen die Kostenerstattung für eine 

künstliche Befruchtung nicht auf verheiratete Paare beschränken. Dies 

hat das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe entschieden.

Die Klägerin ist bei der Beklagten privat krankenversichert. Sie fordert 

die Erstattung von Maßnahmen zur In-vitro-Befruchtung. Die Klägerin 

kann zwar auf natürlichem Wege schwanger werden. Sie leidet jedoch 

an einer chromosomalen Veränderung, aufgrund derer die Wahr-

scheinlichkeit für eine intakte Schwangerschaft beziehungsweise für 

ein gesundes Kind bei unter 50 Prozent liegt.

Die Beklagte übernimmt laut ihren Versicherungsbedingungen Maß-

nahmen zur künstlichen Befruchtung aufgrund von organisch beding-

ter Sterilität für insgesamt drei Behandlungsversuche bei hinreichender 

Erfolgsaussicht. Allerdings besteht der Anspruch nach den Versiche-

rungsbedingungen nur, wenn die versicherte Person verheiratet ist und 

ausschließlich Ei- und Samenzellen der Ehegatten verwendet werden. 

Die Klägerin ließ vor ihrer Heirat einen Versuch zur künstlichen Be-

fruchtung mit In-vitro-Fertilisation einschließlich von Behandlungs-

maßnahmen zum Ausschluss genetischer Schädigungen durchführen. 

Der voreheliche Behandlungsversuch verursachte Kosten in Höhe von 

11.771 Euro und war erfolglos. Die Versicherung hält die Beschränkung 

auf Verheiratete unter Hinweis auf eine ähnliche Bestimmung für ge-

setzlich Versicherte für wirksam. Der Versicherer macht außerdem gel-

tend, dass die Klägerin grundsätzlich auf natürlichem Wege schwanger 

werden kann und damit nicht organisch steril ist.

Die Klägerin verlangt die Kosten der vorehelichen Behandlung und will 

festgestellt wissen, dass die private Krankenversicherung verpflichtet 

ist, weitere Behandlungsversuche zu erstatten.

Das OLG Karlsruhe hat entschieden, dass die Beschränkung der Kos-

tenerstattung auf verheiratete Versicherte in allgemeinen Versiche-

rungsbedingungen unwirksam ist. Anders als der Gesetzgeber, der bei 

der Gestaltung der Leistungspflichten der gesetzlichen Krankenversi-

cherung andere – etwa gesellschaftspolitische – Erwägungen anstel-

len kann, verfolge der private Krankenversicherer ausschließlich wirt-

schaftliche Interessen. Vor diesem Hintergrund sei die Unterscheidung 

zwischen verheirateten und unverheirateten Versicherten mit Kinder-

wunsch aber willkürlich und die Vertragsbestimmung damit unwirk-

sam. Die Beschränkung des Anspruchs auf insgesamt drei Versuche sei 

hingegen wirksam.

Die Klägerin habe auch Anspruch auf die Erstattung der in ihrem Fall 

gesetzlich zulässigen Behandlungsmaßnahmen zum Ausschluss gene-

tischer Schädigungen der Eizellen beziehungsweise des Embryos. Die 

bei ihr vorhandene genetische Veränderung beeinträchtige, auch wenn 

die Klägerin auf natürlichem Wege schwanger werden kann, aufgrund 

des hohen Risikos eines Scheiterns der Schwangerschaft bei geneti-

scher Schädigung der Eizelle ihre Fortpflanzungsfähigkeit und stelle 

damit eine Krankheit der Klägerin dar.

Da sowohl die Frage, ob eine Begrenzung der Leistung für künstliche 

Befruchtung auf Verheiratete als auch die Frage, unter welchen Vor-

aussetzungen private Krankenversicherer Maßnahmen der Vorimplan-

tationsdiagnostik erstatten müssen, bislang nicht höchstrichterlich 

geklärt sind, hat das OLG für die beklagte Versicherung die Revision 

zum Bundesgerichtshof zugelassen.

Oberlandesgericht Karlsruhe, Urteil vom 13.10.2017, 12 U 107/17


